
Frage „Wer nimmt die Schuld auf sich.?“ und schreibt
dazu:
„Wenn man sich vorstellt, daß etwa im Jahre 1943 oder 
1944 an einem Sondergericht in Kattowitz oder Krakau 
in einer Verhandlungspause die Richter und Staatsan­
wälte darüber ins Gespräch gekommen wären, was 
ihnen wohl geschehen würde, ’wenn das Ganze einmal 
schiefgeht', dann wäre es wohl eine einhellige Meinung 
aller gewesen, daß man sie mit Schimpf und Schande aus 
dem Amt jagen wird — wenn nichts Schlimmeres, näm­
lich Bestrafung, sie erwartet. Hätte damals einer dieser 
Richter am Sondergericht die Meinung vertreten: ,Wenn 
wir diesen Krieg verlieren, dann wird man uns mit 
vollem Ruhegehalt in Pension schicken!' — so wäre das 
im Kreise der Juristen am Sondergericht vermutlich als 
Galgenhumor empfunden worden. Eben dies aber ist 
in der Bundesrepublik Wirklichkeit geworden.“ (S. 19) 
„... keinem Juristen, der sich öffentlich zum Versagen 
der Richterschaft im Tausendjährigen Reich bekannt 
hat, (ist) die Rüge durch die in festverwurzeltem reak­
tionären Korpsgeist zusammenhaltende Mehrheit der 
beamteten Juristen erspart geblieben.“ (S. 20)
Diese „Überempfindlichkeit der Justiz und die Kame- 
raderje der Betroffenen“, die jeden Ansatz einer Kritik 
an ihrer Haltung während der Hitlerdiktatur unter­
drücken, sind — so schreibt Lehmann — jedoch nur der 
Beweis für die Wahrheit dessen, was sie mit allen 
Mitteln zu leugnen versuchen:
„Tatsächlich hat der alte Justizapparat, ohne größere 
Reibungsverluste, den Weg vom Dritten Reich in die 
Bundesrepublik überstanden. Von den tausenden Staats­
anwälten, Richtern und höchsten Juristen in Verwal­
tung und Regierung waren im Juristenprozeß vor dem 
Nürnberger Gerichtshof überhaupt nur 17 angeklagt.“ 
(S. 21)
„Keiner der Verurteilten hat jedoch seine Strafe voll 
verbüßen müssen. Schlegelberger beispielsweise (der 
kommissarische Justizminister Hitlers — J. L.), der, wie 
viele andere, bereits um die Jahreswende 1950/51, durch 
Verfügung des amerikanischen Hohen Kommissars 
McCloy, entlassen wurde, ist ein erstaunliches Exempel 
dafür, wie die Bundesrepublik den Handlangern Hitlers 
ihre Dienste lohnte. Auf eine kleine Anfrage der SPD- 
Bundestagsfraktion im März 1959 mußte Justizminister 
Schäffer zugeben, daß Schlegelberger nach dem 131er 
Gesetz eine monatliche Pension von 2894,08 DM brutto 
beziehe und seit 1951 insgesamt 160 000 DM Pensions­
nachzahlungen erhalten habe.“ (S.-22)
„So ist also eine Bestrafung der Männer, von denen der 
Nürnberger Gerichtshof gesagt hat, der Dolch des Mör­
ders war unter der Robe des Juristen verborgen, über­
haupt nicht erfolgt. Vielmehr waren die Richter und 
Staatsanwälte ebenso wie die Ministerialbürokratie des 
Reichsjustizministeriums in ihre alten Positionen wie­
der eingesetzt worden, wo sie durch Schweigen ihre 
Vergangenheit zu bewältigen trachten." (S. 22)
Seine Aussagen belegt Lehmann neben vielen anderen 
am Beispiel des 1962 zum Generalstaatsanwalt berufe­
nen ehemaligen Mitarbeiters der Reichsanwaltschäft 
Fränkel. Erst durch Entlarvung dieses schwerbelaste­
ten Nazijuristen auf Grund von Dokumentationen, die 
in der DDR herausgegeben wurden, sah man sich ge­
zwungen, Fränkels Ernennung zum höchsten Staatsan­
walt der Bundesrepublik rückgängig zu machen:
„Und auch in diesem Fall hatte sich herausgestellt, daß 
Personalakten mit Hinweisen auf das frühere Wirken 
des neuen Generalbundesanwalts in der Bundesrepublik 
Vorlagen. Sie waren am 23. August 1946 aus dem Archiv 
des ehemaligen Reichsgerichts in Leipzig auf Anfrage 
den Kieler Justizbehörden übersandt worden, wo Frän­
kel zu jener Zeit erfolgreich seine Wiedereinstellung be­
trieb.

Der Fall Fränkel aber hat noch eine andere Seite. Der 
zum höchsten Ankläger der Bundesrepublik berufene 
ehemalige Mitarbeiter der Reichsanwaltschaft hatte — 
wie die ,Süddeutsche Zeitung' feststellte — einen be­
merkenswerten Rechtfertigungsgrund, sich als nichtbe- 
lastet zu betrachten: Wenn sein unmittelbarer Vorge­
setzter von damals beim Reichsgericht, der Reichsanwalt 
Dr. Kirchner, nach Kriegsende Richter am Bundes­
gerichtshof werden konnte ..., wenn ein anderer Reichs­
anwalt aus jener blutrünstigen Phase, Dr. Richter, 
Senatspräsident am Bundesgerichtshof werden konnte, 
wenn ein weiterer einstiger Sachbearbeiter der Reichs­
anwaltschaft neben Fränkel, der inzwischen verstor­
bene Dr. Hörchner, Senatspräsident am Bundesgerichts­
hof werden konnte — und sie alle blieben unbehelligt —, 
warum, sollte, so mag er sich gesagt haben, ausgerech­
net Herr Fränkel Skrupel haben, weil er damals auch 
an einer jener Quellen saß, aus denen man Unrecht wie 
Blut und Wasser fließen ließ ... wie läßt es sich denn 
überhaupt erklären, daß man beim Aufbau eines höch­
sten Gerichts frisch-fröhlich die ehemaligen Reichsan­
wälte zu Richtern und die ehemaligen Sachbearbeiter 
der Reichsanwaltschaft zu Bundesanwälten machen 
konnte? Antwort: Das ist nur dadurch zu erklären, daß 
der Bundesgerichtshof, in dessen Gestalt ein neues, mo­
ralisch und geistig unbelastetes höchstes Gericht ge­
gründet hätte werden müssen und sollen, unter der 
Hand eine Art Traditions-Kompanie des alten Reichs­
gerichts wurde, dergestalt, daß sich dort, beim Bundes­
gerichtshof, viele, zu viele von der alten Garde wieder 
zusammenfanden(S. 33/34)
Lehmann läßt es bei diesen Feststellungen bewenden. 
Er entlarvt die Zustände in der westdeutschen Justiz 
an Hand der Erscheinungen. Bereits das genügt ihm, um 
Antwort auf die Frage nach der Geisteshaltung der 
westdeutschen Justiz zu finden. Seiner Befangenheit 
im Schema bürgerlichen Rechtsdenkens und seiner Gut­
gläubigkeit hinsichtlich des „Wertes“ bürgerlicher 
Demokratie ist es offenbar zuzuschreiben, daß er in den 
angeführten Erscheinungen die Ursachen für die unde­
mokratische und verfassungswidrige Strafverfolgungs­
praxis in Westdeutschland erblickt. Er fragt nicht nach 
den gesellschaftlichen Hintergründen dieser Zustände. 
So nur ist es verständlich, daß er auch nicht einen ech­
ten Ausweg aus ihnen zu finden weiß.
Aber Lehmann hilft durch sein Buch allen ehrlichen 
demokratischen Kräften in Westdeutschland, insbeson­
dere der Arbeiterklasse, bei der Suche nach diesem 
Ausweg. Schonungslos reißt er der westdeutschen Justiz 
und damit dem ganzen Bonner Herrschaftssystem den 
Schleier angeblicher Rechtsstaatlichkeit vom Gesicht. 
Brutale Willkür, permanenter Rechtsbruch bei der Ver­
folgung aller fortschrittlichen demokratischen Bestre­
bungen, insbesondere der in die Illegalität gezwunge­
nen KPD, werden entlarvt und vor der Öffentlichkeit 
verurteilt. Zumindest das eine vermittelt Lutz Leh­
manns Buch: die Erkenntnis, daß dieses Justizsystem 
und diese Strafgesetzgebung überwunden werden müs­
sen. Anders ist jeder Gedanke an Rechtsstaatlichkeit 
und Verfassungsmäßigkeit leerer Wahn.

(wird fortgesetzt)

Zum 20jährigen Bestehen unserer Zeitschrift sind uns 
von zentralen staatlichen. Organen, befreundeten Redak­
tionen, Lesern und Autoren Glückwünsche zugegangen. 
Wir danken allen, die dieses Jubiläums gedacht und in 
herzlichen Worten ihre Verbundenheit mit der Zeitschrift 
zum Ausdruck gebracht haben. Wir hoffen, daß sich die 
freundschaftliche Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
der sozialistischen Rechtspflege noch enger gestalten 
wird. Die Redaktion
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